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Erſcheint jeden Sonnabend. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poftanftalten 4%, Sgr., bei den außerpreußiſchen Poſtanſtalten 

7% Sar, in Berlin bei in Zeitungs ⸗ eee 5 9 er r., in der Expedition, Mohrenſtraße Nr. 34, 4½ Sgr. 
jerate die Zeile gr. 


Mit dieſer Nummer ſchließt die „Verfaſſung“ das zweite Quartal 1865. Die Redaktion 
hofft von den Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie 1 5 Kräften beſtrebt war, das geſteckte 
Ziel im Auge zu behalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümli⸗ 
cher und leicht faßlicher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne 
der entſchieden liberalen Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag 
Abend verſandt, fo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonn⸗ 
abend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte trotz unſeres Bemühens, 
in keiner Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimm ung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, ſo werden, davon 
ind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns ni 1 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unſere Leſer, ihr Abonnement möglichſt 
rechtzeitig bei den Poſtanſtalten anzumelden, da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lie⸗ 
ferung des Blattes geſichert iſt und bei ſpäteren Anmeldungen die vollſtändige Nach ieferung 
der erſchienenen Nummern nicht verſprochen werden kann. n 

Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 
4% Ste, bei den übrigen beutfcen Poftanftalten 7% Sgr. in Berlin in ber Grpebition, Roh⸗ 
renſtraße Nr. 34, 4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 
6, Pf. Inſerate, welche bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung 
jun, die geſpaltene Petitzeile 3 Spr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemeffener Ra: 
att bewilligt. 

ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 


von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


t zur Laſt legen, ſondern uns 


lußrede de iniſter⸗Präſidenten. und Belgien, das neue Berggefeß, die Regulirung der Schle⸗ 
Die Sch 1 x d 0 une Pr ſi kt ſiſchen Sehntnerfaffung, bie beſſere Werfer der Mt 
Der Herr Miniſter⸗Präſident von Bismarck hat im Indaliden, die Eiſen ahn⸗ Anlagen an der Jade, in der 


Auftrage des Königs am 17. Juni die diesjährige Eifel und in Thüringen, ſowie eine Anzahl anderer nützlicher 
1 des Landtages geſchloſſen. Die Rede, welche und heilſamer Geſetze. u) dic 

er be ieſer Gelegenheit gehalten hat, ſpricht aber An⸗ Aber zu vollen und durchgreifenden Reſultaten hätte das 
Rare aus, mit denen e die deren der | Zuſammenwirken der Volksvertretung mit der Regierung nur 
elbſtſtändigen Wähler des Landes nicht übereinſtimmen dann führen können, wenn auch den politiſchen Meinungs⸗ 


wird. Dieſe Rede kautet: Gehn pic das a des on 0 75 
Erla id eſetz und höchſte Richtſchnur für alle Parteien geblieben 
. Hl ern eg s! wäre. So iſt es nicht geweſen. Die deutlich ausgeſprochene 


Des Köni jetz ; ; Abſicht der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes, den genen 
Kae auge Mei re Hase a ee ae Hikeelen der Krone Schwierigkeiten zu Bereit, 
Monarchie in Allerhöchſtihrem Namen zu ſchließen. bat zur Verwerfung der Wegeordnung, des Bankgeſetzes, 
In der abgelaufenen Sitzungsperiode verdankt das Land der Eiſenbahn - Anlagen in Oftpreußen und dadurch zur 
dem Zuſammenwirken des Landtages mit der Regierung die Schädigung des materiellen Wohls des Landes geführt. 
Erneuerung det deutſchen Jollvereins, den Abſchluß der Durch die Verwerfung des Militärgeſetzes hat die unter 
Zellverträge mit Frankreich und Oeſterreich, mit England der Mitwirkung früherer Landtage in das Leben gerufene 


re ee .. . ̃g 
bewährte neue Heereseinrichtung unter Gefährdung der äuße⸗ 
ren Sicherheit des Landes, auf's Neue in Frage geſtellt 
werden ſollen. Das Haus der Abgeordneten verſagt der 
Regierung die Mittel zur Herſtellung einer den gegenwärtigen 
Berhältuſſſen und Bedürfniſſen entſprechenden Kriegesflotte; 
es verſagt ihr den von ihm verlangten Beiſtand zur Ge⸗ 
winnung der Früchte der mit ſo vielem, theuren Blute er⸗ 
rungenen Siege des verfloſſenen Jahres. Ja, es hat ſich von 
den glänzenden Thaten und Erfolgen der Armee losgeſagt, 
indem es wie früher die geforderte Anleihe, ſo jetzt die nach⸗ 
trägliche Genehmigung der verausgabten Kriegskoſten ver⸗ 
weigert hat. 

Wag Stustshauahalts eſetz, je Zuſtandekommen nach 
Art. 62 und 99 der Verfaf 5 rkunde von dem Zufam- 


menwirken aller bei der eſeßzgebung betheiligten Faktoren 
erwartet wird, iſt auch in dieſem Jahre an der Weigerung 
des Abgeordnetenhauſes, die zur Aufrechthaltung des Heer⸗ 
weſens unerläßlichen Mittel zu bewilligen, geſcheitert. 

Das Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, 
welche die Staatsregierung ſtellen mußte; es hat Beſchlüſſe 
gefaßt, welche die Regierung nicht ausführen kann. Statt 
mit der erſehnten Verſtandigun ſchließt die Sitzung aber⸗ 
mals unter dem Eindruck eren Entfremdung der zum 
Zuſammenwirken berufenen Kräfte. 

Seiner Majeſtät A und hat nur ein Ziel im Auge: 
die Wahrung der Rechte und der Ehre des Königs und des 
Landes, 1 wie ſie verbrieft ſind, ſo wie ſie neben einander 
beſtehen können und müſſen. Dem Lande iſt nicht gedient, 
wenn ſeine gewählten Vertreter die Hand nach Rechten aus⸗ 
ſtrecken, die ihre geſetzliche Stellung im Verfaſſungsleben 
ihnen verſagt. Nur wenn ſie dieſe len dazu benutzen, 
mitzuarbeiten an dem von unſeren Fürſten begonnenen und 
bisher durchgeführten Werke, Preußen unter ſtarken Königen 
roß und glücklich zu machen, nur dann werden fie das 
Mandat erfüllen, welches des Königs Unterthanen in ihre 
Hände legen. „ 

Die Regierung Seiner Majeſtät iſt beſtrebt, das in 
gleichem Sinne ihr ertheilte Mandat ihres Königlichen Di 
nach Kräften auszuführen. Sie wird unbeirrt t eind⸗ 
ſeligen und maßloſen Widerſtand in Rede und Schrift, ſtark 
im Bewußtſein ihres guten Rechts und guten Willens, den 
geordneten Gang der öffentlichen Angelegenheiten aufrecht 
erhalten und die Intereſſen des Landes nach Außen wie nach 
Innen kräftigſt vertreten. Sie lebt der Zuverſicht, daß der 
Weg, den fie bisher inne gehalten, ein gerechter und heil⸗ 
ſamer geweſen iſt, und daß der Tag nicht mehr fern ſein 
kann, an welchem die Nation, wie bereits durch Tauſende 
aus freier Bewegung kundgewordene Stimmen geſchehen, fo 
auch durch den Mund ihrer geordneten Vertreter 1 955 König⸗ 
lichen Herrn Dank und Anerkennung ausſprechen werde. 

Dem Herrenhauſe habe ich im Namen Seiner Majeſtät 
Allerhöchſtdeſſen Dank für die auch in dieſer Seſſion be⸗ 
wieſene Treue und Hingebung zu ſagen. 

Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Königs 
erkläre ich hiermit die Sitzung der beiden Häuſer des Land⸗ 
tages für geſchloſſen. 

Zu dieſer Rede wollen wir für heute nur Folgendes 
bemerken: 

Herr von Bismarck geſteht, daß auch das Abgeord⸗ 
netenhaus durch ſein „Bulammenwirten mit der Regie⸗ 
rung“ dem Lande eine ganze Anzahl nützlicher und heil⸗ 
ſamer Geſetze verse dat Trotzdem behauptet er, daß 

7 


die (freiſinnige) „Mehrheit des Abgeordnetenhauſes“ bei 


Geſet und höchſte Richtſchnur“ nicht im Auge gehabt 
habe. Zu einer ſolchen Behauptung aber (Sein! 1 
kein Grund und keine Berechtigung vorzuliegen. Der 
Miniſter⸗Präſident konnte eigentlich nichts anderes behaup⸗ 
ten, als daß die ſehr große Mehrheit des Abgeordneten⸗ 
1 eine andere Anſicht von dem „Wohl des Vater⸗ 
andes“ hat, als die jetzigen Herren Miniſter und ihre 
wenigen Freunde im Lande. Hätte er das gefagt, fo 
hätten wir ihm aus vollem Herzen beigeſtimmt. Ja, 
wir hätten ihm geantwortet, daß auch die große Mehr⸗ 
zahl aller ſelbſtſtändigen Wähler des Landes die Anſichten 
ihrer Vertreter vollſtändig theilt, und daß eben dieſe 
Wähler in den weſentlichſten Punkten auch die Ver⸗ 
Ich und die Geſetze des Landes ganz anders ver⸗ 


ſtehen und eine ganz andere Meinung von Rechten 
und Pflichten des Volkes und von den Rechten und 
Pflichten der Regierung haben, als die Herren Miniſter. 

Eben ſo wenig dürfte Herr von Bismarck ſagen: 
„dem Lande iſt nicht damit gedient, wenn ſeine gewähl⸗ 
ten Vertreter die Hand nach Rechten ausſtrecken, die 
ihre geschah Stellung im Verfaſſungsleben ihnen ver⸗ 
ſagt.“ Das Land hat die Abgeordneten, es hat aber 
nicht die Miniſter zu ſeinen Vertretern gewählt. Das 
Land beſteht nicht aus unmündigen, ſondern es ſind 


en Männer, die dreimal nach einander dieſelben 


oder doch gleichgeſinnte Vertreter gewählt haben. Dieſe 
von ihnen „gewählten Vertreter“ haben mit nichten 
ihre Hand nach Rechten ausgeſtreckt, die ihnen nicht 
gebühren. Sie hatten dazu, wie ſo e Menſch 
weiß, weder Neigung ge ge ie glaubten, 
die Pflicht zu haben, mit allen Mitteln für ihre eigenen 
Rechte einzuſtehen, um mit ihren Rechten zugleich die 
Rechte des ganzen Volkes und jedes Einzelnen im 
Volke zu ſchähen; und damit, Herr Miniſter, iſt dem 
Lande 1 viel Bei: gedient, als u. A. mit einer 
neuen Wegeordnung, die nach Vieler Anſicht ohne eine 
andere un A Kreis⸗ und Gemeindeordnung do 

nur eine neue Laſt für die Beſitzer auf dem Lande un 

die Bürger in den kleinen Städten geweſen wäre. 


An einer anderen Stelle hat der Miniſter ganz 
Recht, wenn er e daß „das Zuſtandekommen des 
Staatshaushaltsgeſetzes nach Art. 62 und 99 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde von dem Zuſammenwirken aller bei 
der Geſetzgebung betheiligten Faktoren erwartet wird.“ 
Aber warum iſt dieſe nach Art. 99 unbedingt zu er⸗ 
füllende Erwartung eben nicht zu. Stande gekommen? 
Nun, doch wohl aus keinem anderen Grunde, als weil 
Herrenhaus und Regierung ihre verfaſſungsmäßig er⸗ 
forderliche Zuſtimmung verweigert haben. Aber der 
Herr Miniſter meint, es hätten Herrenhaus und Re 
gierung ihre Zuſtimmung darum verweigern müſſen, 
weil das Abgeordnetenhaus „die zur Auſrechthnkeng des 
Heerweſens unerläßlichen Mittel“ ja 19 ſeiner Seits 
verweigert habe. Nun, wir haben dieſe Sache un oft 
genug 1 Wir wiſſen Alle, daß das Abgeord⸗ 
netenhaus alle zur Aufrechterhaltung der geſetzlichen 
Heereseinrichtungen nothwendigen Mittel vollauf be⸗ 


gt hat. Wir wiſſeſt ferner daß Aßgedkörterert 

us auch zu einer een Heereseinrichtungen 
umBeorhueten und ichen, Wege und zur Be⸗ 
willigung bedeutender 
ung 9205 bereit war. Eben ſo wiſſen wir, daß das 
Abgeordnetenhaus unweigerlich die nöthigen Geldmittel 
bewilligt haben würde, um die Reorganiſation in einen 
geſetzlich geordneten und den Kräften wie dem „Wohle 
des Vaterlandes“ beſſer entſprechenden Zuſtand hinüber⸗ 
zuführen. Aber wir wiſſen endlich auch, daß die Re⸗ 
ierung auf keinen einzigen Wunſch eingegangen iſt, 
en die „gewählten Vertreter“ des Landes ausgeſprochen 
eben Das Volk und feine Vertreter ſollten in allen 
unkten, und die Regierung wollte in keinem Punkte 
nachgeben. Die Regierung beſtand darauf, daß unſere 
Vertreter ihrer eigenen Ueberzeugung und der Ueber⸗ 
zeugung ihrer Wähler zum Trotze die ganze Reorgani⸗ 
ſation, noch dazu mit nicht geringen Verſchlimmbeſſerun⸗ 
gen, zu einer ee dauernden Einrichtung für 
uns und unſere Nein er und Kindeskinder machen ſollten. 
Das aber durften die Abgeordneten, welche die Reorga⸗ 
niſation nun einmal nicht billigten, nicht thun, ohne zu 
fehlen gegen ihre und unſere Ueberzeugung von dem 
was das Wohl des Vaterlandes und das Recht des 
Vaterlandes, was alſo das „oberſte Geſetz“ für alle 

änner des Landes, erfordert; es wäre eine Sünde 
geweſen gegen das eigene Gewiſſen. Und am Ende, 
wer muß es beſſer wiſſen, welche Mittel zur Aufrecht⸗ 
haltung eines kräftigen Heerweſens „unerläßlich“ ſind, 
die Miniſter oder die gewählten Vertreter des Volkes, 
um deſſentwillen allein doch das Heer da iſt, mit deſſen 
9250 allein es bepapit und aus deſſen Söhnen allein es 
bildet foird? Die Frage, denken wir, wird der ein⸗ 
es geſunde Menſcheuverſtand ſich ſelbſt beantworten. 


Genug, das Staatshaushaltsgeſetz iſt nicht von dem 
Abgeordnetenhauſe, ſondern es iſt verworfen worden 
von dem Len Wer e und zwar mit Zuſtimmung 
der Miniſter. Wer iſt alſo Schuld daran, daß nun 
ſchon das vierte Jahr hindurch der Artikel 99 der 
Verfaſſung unausgeführt bleibt und die Gelder des 
Landes ohne Geſetz, lediglich nach dem Gutachten der 
Miniſter verausgabt werden? Auch dieſe Frage kann 
jedes Kind beantworten. 


Das mag für heute genug ſein, obgleich noch gar 
mancherlei über die Rede des Herrn Miner Präſtdenten 
8 ſagen wäre. Nur das wollen wir dem Herrn von 
Bismarck doch noch ſagen, daß niemals der Tag kom⸗ 
Ren wird, an welchem die gewählte Vertretung unſeres 

zolkes den Wegen der gegenwärtigen Regierung zu⸗ 
ſtimmen wird. Freilich möchten manche Heißſporne 
an die Stelle ſolcher wirklichen Vertretung auch eine 
Schein vertretung ſetzen, aber das kann doch nur dann 
eſchehen, wenn das verfaſſungsmäßige Wa made oder 
e en age Wire mit den Mitteln der 
Gewalt oder der Liſt vollſtändig vernichtet würden. Das 
erwarten wir aber nicht, und es würde auch nicht viel 
nützen, denn auch damit wird die Stimme des Volkes 


eſe 
Mehr often für eine ſolche Aende⸗ 


5 d erer erde Te 
wieder um fo lauter mächtiger erſchallen. 

Das „Wohl des Vaterlandes“ iſt ganz gewiß auch 
unſere Sache, und wir und die von uns frei und 
eſetzlich gewählten Vertreter werden für daſſelbe ein⸗ 
Neben nach unſerer eigenen Einſicht und mit allen den 
Mitteln, die anzuwenden die Verfafſung und das Geſetz 
dieſes Landes gestattet und unſer eigenes Gewiſſen ge⸗ 
bietet. Wir ſind freie Männer und wollen es trotz 
aller Anfechtungen bleiben. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Der Landtag iſt, wie wir dies in unſerer 
letzten Nummer vorausſagten, geſchloſſen worden. Vor dem 
Schluß haben noch in beiden Kammern ſehr lebhafte Debatten 
ſtattgefunden, und gen über denſelben Gegenſtand, nämlich 
über die Redefreiheit der Abgeordneten. Das Schicksal, 
welches der Below che Antrag im Herrenhauſe gehabt hat, 
haben wir ſchon kurz berichtet, wir tragen heut nur nach, 
daß aus den Aeußerungen, welche der Miniſter bei dieſer 
Verhandlung gethan, hervorzugehen ſcheint, daß die Regierung 
beabſichtigt, eine gerichtliche Verfolgung einzelner Abgeordneten 
wegen Reden, die ſie im Abgeordnetenhauſe gehalten haben, 
eintreten zu If Daß eine ſolche Verfolgung auch zu einer 
Verurtheilung führen wird, bezweifeln wir dem klaren Wort⸗ 
laut des Art. 84 der aher gegenüber. In dem Abgeord⸗ 
netenhauſe hatte ein ähnlicher Antrag des Abgeordneten von 
der Heydt die Gelegenheit zu einer ſehr lebhaften Diskuſſion 
gegeben, doch ſcheiterte der Verſuch, in irgend einer Weiſe 
die Befugniſſe des von der Majorität gewählten Präſidenten 
einzuſchränken, an dem guten Geiſte der Mehrheit des Hauſes. 

Das Geſetz über den Sfankehauspalt für 1865 
hat das erwartete Schickſal gehabt, das Herrenhaus hat den 
Geſetzentwurf ſo, wie er aus den Berathungen des Abgeord⸗ 
netenhauſes Beroargeganigen iſt, verworfen, und ſo iſt auch 
in dieſem Jahre kein Staatshaushaltsgeſetz zu Stande 
gekommen. Es iſt das vierte Jahr, daß die Verwal⸗ 
tung des Staates ohne dieſe ſo nothwendige geſetz⸗ 
liche Grundlage für alle Einnahmen und Aus⸗ 
gaben geführt wird. 

Die den beiden Häufern vorgelegten Handels verträge 
ſind ſämmtlich vor dem Schluß des Landtages erledigt 
worden, ſo daß am 1. Juli d. J. endlich das neue Zoll⸗ 
ſpſtem, welches auf der Grundlage des Freihandels ruht, in's 
Leben tritt. Was die vergeblichen Bemühungen Preußens, 
einen Handelsvertrag mit dem Königreich Italien zu 
Stande zu bringen, ei fo ſagt darüber die „Liberale Korre⸗ 
ſpondenz“: Es ſind ausgeſprochenermaßen politiſche Gründe, 
welche dem Zuſtandekommen des Vertrages entgegenftehen, 
der zur Förderung des materiellen Wohls abgeſchloſſen 
werden ſoll. Das Beiſpiel des franzöſiſcken Handelsvertrages 
5 gezeigt, daß ein Widerſtand, der ſich auf ſolche Gründe 
tügt, niemals Ausſicht auf Erfolg hat, und daß er 
das Zuſtandekommen einer Sache, welche als heilſam und 
nothwendig anerkannt ift, nicht verhindern, ſondern nur ver⸗ 
zögern kann. Da nun jede Verzögerung in ſolchen Dingen 
von dem größten Nachtheil für den geſammten Handelsſtand 
und die geſammte Induſtrie im Zollverein iſt, jo ſollte man 
meinen, die Regierungen, welche vor einigen Jahren die 
Erfahrung ihrer Ohnmacht gemacht haben, würden eine 
Wiederholung dieſes Spiels vermeiden. Daß dies dennoch 
geſchieht, iſt eine gewiß nicht erfreuliche Thatſache, und es 

agt nur, ob und wie man ſolche le ver⸗ 
hindern könnte. Allerdings läßt ſich augenblicklich der Wider⸗ 


fand san den Italieniſchen Handelovertrag nicht beſeitigen, 


aber deſſenungeachtet ſcheint es angemeſſen, die Schäden zu 
betrachten, welche für ſolche Vorkommniſſe die Möglichkeit bieten. 
— Wir können uns dabei nicht verhehlen, daß in erſter Linie 
die Abſchließung des neuen Vertrages mit Oeſterreich denjenigen 
Regierungen des Zollvereins, deren Widerſtand gegen alle zeit⸗ 
gemäßen Verbeſſerungen ſich bei vielen Gelegenheiten bemerk⸗ 
lich gemacht hat, eine neue Stütze für ihre Oppoſition ver⸗ 
leiht. Es iſt deshalb für uns ein unerklärlicher Widerspruch, 
in welchen Herr von Bismarck ſich mit ſich ſelbſt verſetzt 
hat, daß er einen Handelsvertrag mit dem § 25 mit Defter- 
reich abſchloß und deſſen allſeitige Annahme betreibt, und zu 
derſelben Zeit ſich in einer offiziellen Note bitter über den 
Widerſtand beklagt, den er bei einem Theile der Zollvereins⸗ 
Regierungen gegen den Abſchluß eines Handelsvertrages mit 
Italien, und zwar lediglich aus politiſchen Gründen, findet. 
Nun giebt aber — und dies iſt der eigentliche kranke Punkt 
im Zollverein — die nothwendige Einſtimmigkeit der Be⸗ 
ſchlüſſe den widerſtrebenden Regierungen eine leichte Gelegen⸗ 
heit, ihrer Oppoſitien eine Macht zu verleihen, welche fie un- 
ter anderen Verhältniſſen niemals erreichen können. Hätte 
man bei Abſchließung des neuen Vertrages endlich dieſe Ein⸗ 
ſtimmigkeit, welche nur durch die Rückſicht auf die volle Son⸗ 
veränetät jedes einzelnen Fürſten geboten erſcheint, fallen 
laſſen, und an deren Stelle die Gültigkeit der Majoritäts⸗ 
Beſchlüſſe, bei welchen die einzelnen Staaten durch eine ihrer 
Größe angemeſſene Stimmenzahl mitwirken, geſetzt, ſo würde 
heut ein Widerſtand gegen den Vertrag mit Italien eine 
Unmöglichkeit ſein. Aber man hat eine ſolche Aenderung 
nicht durchſetzen können, ja vielleicht ſogar nicht einmal durch⸗ 
zuſeben verſucht, alſo auch nicht einmal in dieſer einen 
Angelegenheit eine Beſchränkung der Souveräne- 
tät der Einzelfürſten zum Beſten der Gejammt- 
heit unſeres Vaterlandes erzielt, während 55 
das geſammte deutſche Volk darüber einig iſt, da 

zum wahren Gedeihen unſeres Geſammtvaterlan- 
des noch ganz andere und viel weſentlichere Be⸗ 
ſchränkungen der Einzelſouveränetät gegenüber 
einer Gentralgewalt nothwendig find. 

Die Rede, mit welcher Herr v. Bismarck im Namen des 
Königs die Sitzungen des Landtages geſchloſſen hat, haben 
wir oben mitgetheilt, und auch in kurzen Worten unſere An⸗ 
ſicht darüber ausgeſprochen. Um unſeren Leſern ein kurzes 
und äußerliches Bild der Thätigkeit des Abgeordne⸗ 
tenhauſes zu geben, laſſen wir hier aus der Rede, mit 
welcher der Präſident Grabow die Sitzungen des Abgeord⸗ 
netenhauſes ſchloß, die Ueberſicht über die fünfmonatliche Thä⸗ 
tigkeit des Abgeordnetenhauſes folgen. „Von der Regierung“, 
ſo ſagte er, 9985 dem Hanse 56 Vorlagen gemacht, darunter 
11 Staats⸗ und Handelsverträge, 35 Gee. ntwürfe, 2 Ver⸗ 
ordnungen, eine Denkſchrift, 2 allgemeine Rechnungen aus 
den Jahren 1859—62 und zwei Staatsſchulden⸗Kommiſſions⸗ 
Berichte von 1862 und 1863. Von dieſen Vorlagen haben 
37 die Zuſtimmung beider Häuſer erhalten, 5 ſind im Ab⸗ 
geordnetenhanſe ſelbſtſtändig erledigt, 9 vom Haufe abgelehnt, 
2 wegen Schluß des Landtages nicht berathen und bei 3 
ift die Uebereinſtimmung beider Häuſer nicht erreicht worden. 
Von den Mitgliedern des Hauſes ſind, mit Einſchluß von 
7 Interpellationen, 31 Anträge eingebracht, von denen 28 
im Plenum erledigt wurden. Es ſind dem Haufe 799 Pe⸗ 
titionen zugegangen, von denen 107 wegen ſpäten Einganges 
nicht erle 15 wurden, 674 find vom Plenum berathen, davon 
147 zur Abhülfe der e überwieſen und 54 durch 
Tagesordnung erledigt. Die Abtheilungen haben 90, die 
Kommiſſionen 360 Sitzungen abgehalten, von dieſen 450 
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Sitzungen find 51 mündliche und 101 ſchriftliche Berichte er⸗ 


ſtattet worden, die den Stoff für 71 Plenarſitzungen dieſes 
Zahlen geliefert haben.“ Ein Jeder wird einfehen, daß dieſe 
ahlen einen ganz unwiderleglichen Beweis für den Fleiß 
und die angeſtrengte Thätigkeit unſerer Volksvertreter liefern, 
und daß dem gegenüber alle Vorwürfe, welche gegen den 
Fleiß der Abgeordneten gerichtet ſind, in Nichts zerfallen. 
„Die Virchow⸗ Bis marck'ſche Angelegenheit hat 
im Volke einen Eindruck gemacht, den wohl Wenige erwar⸗ 
tet haben. In zahlreichen Adreſſen haben Wahlmänner und 
Wähler des ganzen Landes ihre Zuſtimmung ausgeſprochen 
über die Art und Weiſe, wie das Abgeordnetenhaus und der 
Abgeordnete Virchow dieſe Angelegenheit behandelt haben. 
Man würde ſich aber täuſchen, wenn man dieſen Adreſſen 
nur eine perſönliche oder augenblickliche Bedeutung beilegen 
wollte. Sie bilden den Ausdruck der Geſinnung des Bür⸗ 
gerſtandes über eine mittelalterliche Einrichtung, welche es 
verdient, endlich auch bei uns in die Rumpelkammer gewor⸗ 
fen zu werden. s 
Die Abgeordneten, welche in ihre Heimath 77 5 
kehrt find, aden allenthalben einen Empfang, welcher be 
weiſt, wie ſehr ſich die Mehrheit des Hauſes in Nebereit‘ 
ſtimmung mit dem Volke befindet. In Köln haben die 
Wahlmänner beſchloſſen, dieſe Uebereinſtimmung auch äußer⸗ 
lich zu dokumentiren, und werden ſie im Laufe des nächſten 
Monats in Köln ein Feſt veranſtalten, zu welchem 
ſämmtliche Mitglieder der Fortſchrittspartei und 
der Partei Bockum⸗Dolffs eingeladen werden fol’ 
len. In Berlin hat bis jetzt nach dem Schluſſe des Hau 
ſes erſt eine Verſammlung der Wahlmänner des vierten 
Wahlbezirkes ſtattgefunden. In derſelben wurde folgende 
Reſolution einſtimmig angenommen: „Die verſammelten 
Wahlmänner des vierten Wahlbezirks erkennen in der Hal‘ 
tung der liberalen Majbottät bes Abgeordneten“ 
hauses den allein richtigen Weg zur Wiederher⸗ 
ſtellung der vom Volke, durch die beſchworene Ber 
faſſung wohl erworbenen Rechte, ſprechen der libera. 
len Majorität, ſpeziell auch ihren Abgeordneten den innigſten 
Dank aus und erkennen ferner als die Pflicht eines jeden 
ſelbſtbewußten Mannes, in dem eingetretenen 1 auszu⸗ 
harren, bis die durch Eide geheiligten Rechte des Volks von 
allen Seiten unverkürzt anerkannt werden.“ 
Schleswig⸗Holſtein. Wie es ſcheint, treten die An 
ſprüche des Großherzogs von Oldenburg immer mehr in den 
Vordergrund. Wie diehelben vor dem Urtheil der preußifi en 
Kronſyndici beſtehen werden, darüber verlautet noch nichts, 
aber aus dieſem Schweigen möchte man beinahe den Schluß 


ziehen, daß dieſe Prüfung nicht allzuſehr zu Gunſten des 


oldenburgiſchen Erbrechtes ausgefallen iſt. Die preußiſchen 
Erbanſprüche haben vor den Augen der Kronſyndici keine 
Gnade gefunden; wie es heißt, haben ſie ſich alle, mit Aus⸗ 
nahme eines einzigen, gegen dieſe Ansprüche ausgeſprochen. 
Es ſcheint ſomit gar nicht unmöglich, daß ſchlleßlich die 
preußiſchen Kronjuriſten das Urtheil beſtätigen, welches das 
deutſche Volk ſchon lange abgegeben hat, daß nämlich der 

erzog Friedrich an Auguſtenbürg der berechtigte Erbe von 

leswig⸗Holſtein ſei. 

de eg Die Schuldenlast des Kaiſerſtaates wächſt 
fortwährend, ohne daß eine Ausſicht vorhanden ſcheint, dem 
rieſenhaften Amvachſen der Staatsſchuld ein Ende zu machen. 
Jetzt verlangt die Regierung eine neue Anleihe, weil die Ein⸗ 
nahmen weit geringer ausgefallen ſind, als ſie im Budget ver 
anschlag waren. Der Finanzausſchuß hat die Genehmigung 
zu einer kleinen Anleihe, durch welche die Regierung in den 
Stand geſetzt wird, den dringendſten Verpflichtungen nachzu⸗ 


Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 25. der „Verfaſſung“ am 24. Juni 1865. 


kommen, ertheilt, übrigens aber Beſchlüſſe gefaßt, deren Aus⸗ 
führung ihm eine ſehr ſtrenge Kontrolle der Finanzverwaltung 
ſichern würde. Um ein klares Bild der Finanzlage in Oeſter⸗ 
reich zu geben, genügt es, anzuführen, daß der Finanzminiſter 
am 19. Juni erklärt hat, es befände ſich in den Kaſſen ein 
Abe e die am 1. Juli fälligen Zinſen der Staatsſchulden 
zu bezahlen. . 

Frankreich. Die Arbeitseinſtellungen nehmen in 
Paris immer größere Dimenſionen an; in den letzten Tagen 
haben die Kusche der öffentlichen Fuhrwerke einen höheren 
Lohn verlangt, und da ihnen derſelbe nicht bewilligt worden 
ift, bie Peitſche niedergelegt. Man kann ſich denken, welche 
Störung dadurch in dem Verkehr einer Stadt, die etwa 2 
Millionen Einwohner zählt, eingetreten iſt. Das Publikum 
nimmt, obgleich es ſehr empfindlich unter dieſem Schritt der 
Kutſcher leidet, doch ganz entſchieden Partei für dieſelben, da 
es die Gerechtigkeit ihrer Forderungen einſieht. 

Die allgemeine Abneigung gegen eine Vermehrung der 
franzöſiſchen Truppen in Mexiko hat bewirkt, daß een 
nur jo viel Truppen hingeſchafft werden, um die Heimkeh⸗ 
renden, die Kranken und die Todten in den Regimentern zu 
erſetzen. Ob allerdings dabei nicht doch unter der Hand eine 


Vermehrung der Truppen ſtattfindet, wird ſich augenblicklich 


Italien. Die Hoffnungen, daß die Verhandlungen zwiſchen 
der Rene des Königreichs Italien und dem Papſte zu 
einem gedeihlichen Ende führen würden, ſcheinen ſich als zu 
voreilig zu erweiſen; es treten in Rom fortwährend neue 
Schwierigkeiten auf, die man nicht mehr erwartet hatte. 
Trotzdem kann es nicht ausbleiben, daß die päpſtliche Regie⸗ 
rung über kurz oder lang nachgeben muß. 

Der Zweikampf. 

Vor mehren Jahren ſagte einmal der damalige Abgeord⸗ 
nete, ſpätere Minifter, von Patow in der Kammer: „ich er⸗ 
innere mich noch aus meiner Jugendzeit, daß damals in 
Sachſen die Thorſperre beſtand. Da hielten es die Vor⸗ 
nehmeren nicht für anſtändig, Acciſe zu al Sie fuhren 
ftolz an dem Thorſchreiber vorüber, und ſchmuggelten ein, 
was fie an ſteuerbaren Waaren im Wagen hatten, weil der 
Schreiber ſie nicht anzuhalten wagte, während der Bürger, 
Bauer und Gewerbtreibende unweigerlich 1 jeder Unter⸗ 


ſchwer kontroliren A 


ſuchung unterwerfen und die hohe Acciſe bezahlen mußte.“ 
„Wenn nun fetzt auch das Schmuggeln ni m für an- 
1515 gilt, und die Vornehmen daher in dieſer Beziehun 
Nichts mehr voraus haben wollen, ſo ſuchen ſie doch noch 
immer ſich durch irgend etwas von der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft auszuzeichnen. So wird in der ſogenannten guten Ge⸗ 
ſellſchaft niemand deshalb ſcheel angeſehen, weil er einen per⸗ 
önlichen Gegner, der feiner fogenannten Ehre zu nahe trat, 
zm Zweikampf zum Krüppel geſchoſen oder getödtet hat, und 
err von Rochow, welcher Herrn von Hinkeldey erſchoß, ift 
heute noch ein beliebtes Mitglied des Herrenhauſes. Unſerer 
beſcheidenen Auffaffung nach ſollten die Mitglieder der Stände, 
welche ſich ſelbſt gern die „höheren“ nennen, ihren Mitbür⸗ 
‚gern voranleuchten in feiner Sitte und ſtrenger Beob⸗ 
achtung der Geſetze. ft beides ihnen doch ſchon durch 
ihre äußere Lebensſtellung fo viel leichter gemacht, als dem 
in schwerer Arbeit für den Lebensunterhalt kämpfenden Volke, 
welchem oft bei dieſer Beſchäftigung kaum die nothwendige 


Zeit bleibt, ſich mit dem bekannt zu machen, was das Gefetz 
beſtimmt. 

j Dieſer unſerer Anſchauung ſteht freilich diejenige ſchroff 
egenüber, welche in der Nr. 24 der Provinzial⸗Korreſpondenz 
entwickelt wird. Jenes Blatt theilt ſeinen Leſern mit, der 
Miniſterpräſident von Bismarck, habe den Abgeordneten 
Profeſſor Virchow aufgefordert, eine von letzterem im Ab⸗ 
geordnetenhauſe gemachte Aeußerung zurückzunehmen, oder 
ſich mit ihm zu ſchießen. Ferner ſteht dort ausdrücklich 
zu leſen: „Herr Virchow verweigerte die von dem Miniſter⸗ 
präſidenten 7 0 5 Ehrenerklärung und ebenſo jede andere 
Genugthuung, wie die Sitte unter Männern von Ehre 
und Maunesmuth fie erfordert.“ 

Was den erſten Theil des angeführten Satzes angeht, ſo 
hat Profeſſor Virchow bereits in der letzten Sitzung des 
lbgeordnetenhauſes 1 daß er einfach eine Un 
richtigeit enthält. Er iſt ſofort bereit geweſen, die Erklärung 
abzugeben, daß es nicht in feiner Abſi Kata hätte, Herrn 
von Bismarck zu beleidigen, verlangte aber von Herrn von 
Bismarck, daß er dieſelbe Erklärung rückſichtlich einer Aeuße⸗ 
rung abgebe, durch welche ſich Virchow verletzt fühlte. Be⸗ 
treffs des zweiten Theils müſſen wir hervorheben, daß nach 
unferer Auffaſſung es eine ſehr ſchlechte Sitte iſt, ſich 
im Zweikampf um das Leben zu bringen und die 
Ehre eines Mannes kann niemals dard eine Ver⸗ 
ſündigun wider das Strafgeſetz wiederhergeſtellt 
werden. Das preußiſche Strafgeſe buch vom 30. April 1851 
belegt ſchon in feinem § 164 die bloße Herausforderung zum 
Zweikampf, ſowie die Annahme derſelben mit einer Gefäng⸗ 
nißſtrafe bis zu ſechs Monaten. Wer ſeinen e 
im Zweikampfe tödtet, ſoll, nach 8 169, mit Ein⸗ 
5 1 von drei bis zu zwanzig Jahren beſtraft 
werden. 

Es iſt eine traurige Art von Muth, welche uns befähigt, 
unſeren Mitmenſchen auf wenige Schritt Entfernung das 
Lebenslicht mit der Piſtole auszublaſen. Mit der wahren 
Mannesehre ſcheint uns eine ſolche That aber noch weniger 
zu thun zu haben. 

Setzen wir den Fall, wir beſäßen eine ſolche fiſchblütige, 
kühle Natur, daß wir jedermann, der ſich mit uns in einen 
Streit einließe, auf das Aeußerſte zu reizen und innerlich zu 
beleidigen verſtänden, ohne jedoch ein beſchimpfendes Wort 
u gebrauchen. Unſer Gegner geriethe in Zorn und über⸗ 
ſchritte bei feiner Erwiderung die Grenzen des geſellſchaft⸗ 
lichen Tones, ſpräche z. B. einen Zweifel an unſerer Wahr⸗ 
haftigkeit aus. Was hätten wir dann nach den Lehren der 
„Propinzial⸗Korreſpondenz“ zu thun, beſonders, wenn wir 
in Folge unſerer kalten, theilnahmloſen Natur ſelbſt im Zwei⸗ 
kampf ein guter Piſtolenſchütze wären? Wir hätten einfach 
von ihm eine demüthige Abbitte zu verlangen und im Fall 
der Weigerung ihn vor unferen nie fehlenden Piſtolenlauf 
zu fordern. Handelten wir ſo, dann wären wir der Mann 
von Ehre und Mannesmuth, an dem die „Provinzial⸗Kor⸗ 
reſpondenz“ Wohl efallen haben würde. 2 ; 

Wir denken aber anders, wir fagen: Die Geſetze find 
nicht da, um verſpottet zu werden, Am wenigften 
aber dürfen die erſten Beamten ſich über ihre Beobachtung 
hinwegſetzen. Wenn ſie nicht mit gutem Beiſpiele voran- 
ehen, woher ſollen ſie das Recht hernehmen, die weniger 
ochgeſteten Geſetzesübertreter zur Strafe ziehen zu laſſen? 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Fewinſtein in Berlin. 


Abonnements 


auf die 


Dolks-Zeitung. 


Preis vierteljährlich bei allen k. preuß. Poſtanſtalten 25 Sgr., bei alleu Poſtanſtalten des deutſch⸗öſterr. Poſtv 29 
: . . Juſertions⸗Geblhr die Petitzeile 3 Sgr. e en ee 

Die Volks Zeitung erſcheint täglich in 1½ bis 2 Bogen, wird nach auswärts mit den Abendzügen verſandt und trägt daher 
die neueſten Nachrichten raſch in alle Gegenden des Vaterlandes. Ihr 1 5 Preis, die kurze, aber vollſtändige und irberjichtliche 
Mittheilung aller politiſchen Neuigkeiten haben ihr nicht nur in Berlin, ſondern durch ganz Beutſchland und in allen Schichten der 
Bevölkerung einen ſo 12 5 Leſerkrels verſchafft und erhalten, daß ihre Auflage die größte aller politiſchen Zeitungen in 
Deutſchland und die Zahl ihrer Leſer nach Hunderttauſenden zu zählen iſt. 

Ihr politiſcher Standpunkt iſt bekannt. Bel der auch unter den e Verhältniſſen fortgeführten treffenden Beleuch⸗ 
tung der Tagesfragen in den Leitartikeln darf fie auch wohl ferner auf die Treue und Unterſtützung 19 5 Leſer, ſowie aller Freunde 
des Rechts und 75 en zählen. fi 

Da die Poſtanſtalten nur in dem Falle für die pünktliche Lieferung unſeres Blattes ſtehen können, wenn 
Abonnement rechtzeitig erfolgt iſt, ſo erſuchen wir, die Beſtellungen recht bald bewirken zu wollen, indem wir nach 155 
bisherigen Erfahrungen nur in feltenen Fällen in der Lage find, bei verſpätetem Abonnement die früher erſchienenen Num⸗ 
mern vollſtändig nachzuliefern. 


Als Ergänzung zur Volks⸗Zeitung wie zu allen übrigen politifchen Zeitungen empfiehlt ſich und wird eb 
baldige Erneuerung des Abonnements ersucht das ; ARE ee 


für Jedermann aus dem Volke. 
5 Begründet von Otto Ruppius. . u : 
Preis bei allen Poſtanſtalten des deutſch⸗öſtreichiſchen Bakvereind, ſowie bei allen Buchhandlungen vierteljährlich 9 Sgr. 
Dieſes der Unterhaltung und Belehrung gewidmete Blatt wird im dritten Quartale u. A. bringen: 

an Erzählungen: Die Liebesjagd von Adolph von Treskow, nach einer wahren Begebenheit, 2 dolo, hiſtoriſche Erzählung 
von Georg Hiltl, welche eine der intereſſanteſten Epiſoden aus der Geſchichte des ſächſiſchen Hofes in der zweiten Hälfte 

un Beträgen Ans per gelt e Gin Dißter des Polls, Die moderne Yrbet, gesensbülp neifenay’s, Das Land ber Silk 
n Beiträgen „Aus der Zeit“: Ein Dichter des Vo ie moderne Arbei eusbild Gneiſenan's, Das Land der Litthauer 
St zo Ansbruch 991 1 0 en, und 5 8 e euch en be ane Art. 5 

r* vertreten ſein Di i i . 
22 Mache Seilen und die heulenden Derwiſche und durch Ute ische Nafſtee über san TH e vis liefen 
Vergleiche mit dem Cäſarenthum der Gegenwart in Frankreich bieten. 8 


Außerdem bringt jede Nunmer im Album ein Originalgedicht und in den Loſen Blättern eine Fülle Heiner pikanter Notizen. 

Der reiche Inhalt und der billige Preis von vierteljährlich 9 Sgr. für 13 Nummern von je einem Bogen groß Quart in 
eleganteſter Ausſtattung, der ſelbſt dem Unbemitteltſten die Anfchaffung dieſes gediegenen Blattes ermöglicht, hat ihm in der kurzen 
Zeit ſeines Beſtehens ſchon einen ganz bedeutenden Leſerkreis verſchafft und richten wir an alle Freunde des Sonntagd- Blattes dle 
Bitte, für die immer weitere Verbreitung deſſelben nach Kräften zu wirken. . j 

Die früheren Quartale des Sonntags⸗Blattes find brochirt und ebenfalls zum Preiſe von 9 Sgr. durch die Poſt oder 


i dl beziehen. Äh 
ee BED Dis Vellagehandlung von Franz Duncker in Bali. 
Täglich zweimal. — Vierteljährlich 1 Thlr. 


aren Röm, we 


Im Verlage von Alexander Jonas in Berlin iſt er 


Zum Abonnement auf die täglich zweimal erſcheinende schienen: 0 RE 
„Oder: Zeitung“, die preußiſche Militärfrage 
Organ der Sortjehrittäpantel, das geſetz vom 3. September 1814. 
ladet die E abet von En DE) ſich durch ihre Zum allgemeine Verſtändniß für das Volk 
beiſpielloſe Biligkeit Dei großer Gedie engel einen bedeutenden > 3 Ein bargeſtelt 0 


Leſerkreis erworben; ſie iſt über ganz Pommern, die Ns von 
Poſen, Oſt⸗ und Weſtpreußen verbreitet. Sie bringt täglich Dr. Guſtav Lewiuſtein. 


einen Leitartikel; das politiſche Material wird ſorgfältig ge⸗ 2 Bog. 8. Preis 2½ Sgr. . # 
ſichtet und alles Wichtige durch telegraphiſche Depeſchen zur Diele Schrift, welche in einfacher und karer Weiſe die bel 
Kenntniß der Leſer gebracht. Ueber die politiſchen Vorgänge in der Militärfrage in Betracht kommenden Fra en entwickelt, 
Berlin bringt das Blatt Berichte eigener Korreſponden⸗ wird Manchem willkommen ſein, und ermöglicht der billige 
teu. Den Nachrichten aus Stadt und Provinz wird die größte reis Jedem die Anſchaffung. 


Aufmerkſamkeit geſchenkt. Ein beliebter Feuilletoniſt ſchildert in 
wöchentlichen Briefen das Berliner Leben; außerdem - 
Novellen, Erzählungen u. |. w. An Kourſen, Markt: Der Eigenthümer eines in Berlin in der Friedrichsſtadt ge- 
berichten u. |. w. liefert die Zeitung alles, was für ein l legenen Hauſes, welches einen Miethsertrag von ca. Irn. 
Publikum von Intereſſe iſt. Juſerate werden die dreiſpaltige giebt. wünſcht daſſelbe zu verkaufen oder am liebſten bei einem 
Petitzeile zu 1 Sgr. berechnet und finden die größte Verbreitung. Gutsverkauf in Zahlung zu geben. Adreſſen werden in der Re 

Stettin im Juni 1865, } daktion dieſes Blattes unter der Chiffer K. v. L. Nr. 47 franco 

Die Expedition der Oder: Zeitung. erbeten. 


Beilage zu Nr. 26. der „Verfaſſung“ am 1. Juli 1865. 


TTT... NIE EN ER BER ̃ ̃ ——. a a a m 

die res und ift als beſondere Brochure bei S. Herr: ſprechen, und fügen nur noch hinzu, daß der Bericht die jo 

1 ir Belt erſchienen. Wollen Sie Ihren besen dich I beſprochene und mit jo großem Beifall eiter 4 an 

dieſes Büchlein empfehlen? Et Rede des munen Tweſten enthält. Er iſt für 4 Sgr. 
Pr. i. b. Altmark. in allen Buchhandlungen zu haben. Wer 25 Exemplare kauft, 
Wir glauben dem Wunſche unſeres geehrten Korreipon- dem koſtet das Stück nur 3 Sgr. 

denten am beſten durch Abdruck ſeines Schreibens zu ent⸗ 
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Einladung zur Erneuerung des 


Abonnements 


PDolks- Zeitung. 


Preis vierteljährlich bei allen k. preuß. Poſtanſtalten 25 Sgr., bei allen Poſtanſtalten des deutſch⸗öſterr. Poſtvereins 29 Sgr., 
„ Juſertions⸗ Gebühr die Petitzeile 3 Sgr. 3 

Die Volks ⸗Zeitung erſcheint täglich in 1½ bis 2 Bogen, wird nach auswärts mit den Abendzügen verſandt und trägt daher 
die neueſten Nachrichten raſch in alle Gegenden des Vaterlandes. Ihr billiger Preis, die kurze, aber vollſtändige und überſichtliche 
Mittheilung aller politiſchen e haben ihr nicht nur in Berlin, ſondern durch sr Deutſchland und in allen Schichten der 
Bevölkerung einen ſo großen Leſerkreis verſchafft und erhalten, daß ihre Auflage die größte aller politiſchen Zeitungen in 
Deutſchland und die Zahl ihrer 1 9 nach Hunderttauſenden zu zählen til. . 

Ihr politiſcher Standpunkt ift bekannt. Bei der auch unter den Hen m Verhältniſſen 1985 ührten treffenden Beleuch⸗ 
tung der Tages ragen in den Leitartlkeln darf fie auch wohl ferner auf die Treue und Unterſtützung ihrer Leſer, ſowie aller Freunde 
des Rechts und der Wal ee . . 

Da die Poſtanſtalten nur in dem Falle für die pünktliche Lieferung unſeres Blattes ſtehen können, wenn das 
Abonnement rechtzeitig erfolgt 185 ſo erſuchen wir, die Beſtellungen recht bald bewirken zu wollen, indem wir nach den 
bisherigen Erfahrungen nur in ſeltenen Fällen in der Lage ſind, bei verſpätetem Abonnement die früher erſchienenen Num⸗ 
mern vollftändig nachzuliefern. Die Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin. 


8 0 rueuerungen der Abonnements, reſp. neue Beſtellungen auf die 
N erlag 


a u. . IN, Duartal1865.2 
SW. Bauten Co, täglich zweimal erfcheinende en ee d. 


8 i bei alle ſt⸗Anftalten des W 
Ss Dänleldorf, Se eng S 


N Breiteſtraße 15; + ‘ Poſt⸗Vereins 
8 M Thlr. 1. 22. 6. oder N 
— Rheinische Zeitung is 5 
Wolfeſtraße 4, nahe der Anzeigen: J 
Richmondſtraß 1½ Sgr. die Petitzeile. Y 


8 aße. 8 9 „us 2 2 Y 
Swolle man möglichſt frühzeitig vor Ende des Monats bei der nächſten Poſt. 
L Anſtalt machen, damit in dem regelmäßigen Empfange der Zeitung keine Unter- 
Ibrechung eintrete. 8 
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f cc Publikums und der Tagespreſſe auf ſich zu ziehen und es 
„Magdeburger Preſſe.“ e eee e e e 
8 6 rade zu rechtfertigen. n 
Herausgegeben und redigirt zen J. Hoppe. 219 1 15 Narbe ler ahn das euilieton, in 2 e 
. Ant und tüchtige Mitarbeiter thätig. ie Montagsnummer alle 
Zentral⸗Organ der Fortſchrittspartei ößentlih, Lingen auler übe Handel, Induſtrie und 
il 1 1 ! audwir aft gewidmet. 
für Magdeburg, die Provinz Sachſen und Anhalt. Aponnennen een ſämmtliche Poftämter an. Viertel: 
Die „Magdeburger Preſſe“ erſcheint wöchentlich 13 Mal jährlicher Abonnementspreis bei den Preuß. Poſtämtern 
in gr. Folioformat und wird täglich in der Stärke von wenig. 1 Thlr. 26 Sgr. 3 > im Herzogthum Anhalt 1 Thlr. 15 Sgr., 
ſtens 2 Bogen mit den erſten Nachmittags- und Morgenpoſten im übrigen Deutſchland 1 Thlr. 24 Sgr. Inſerate werden mit 
verſandt, wodurch fie in den Stand geſetzt iſt, auf dem ſchnellſten 1 Sgr. 6 Pf. für die viergeſpaltene Petitzeile oder deren Raum 
Wege in der Politik wie im Handel die neueſten Nachrichten berechnet, und für größere oder wiederholte Annoncen die coulan⸗ 
zu verbreiten, welche le durch Telegramme und Originalberichte | teften Bedingungen gewährt. 
gehabt, Die „ lem Preſſe“ hat das Glück Magdeburg, im Juni 1865. R 
gehabt, gleich bei ihrem Erſcheinen die Aufmerkſamkeit des Die Expedition der „Magdeburger Preſſe.“ 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


Berliner Neform. 


Dieſe täglich in der Stärke von 1½ bis 2 Bogen erſchei⸗ 


nende Zeitung. kedigirt von Dr. Gnido Weiß, 
vertritt auf politiſchem Gebiete die Grundſätze und Anſprüche 


der Linken der Jortſchrittepartei, mit deren 
hervorragendſten Persönlichkeiten fie in Beziehung ſteht. Auf 
ſozialem Felde widmet fie den Erſ einungen zumal der Ar⸗ 
beiterwelt eine ernſte Aufmerkſamkeit und prüft fie am de⸗ 
mokratiſchen Prinzipe, nicht voreingenommen für oder wider 
irgend Einen der Stimmführer des Tages in dieſen Fragen. 
Sie Dan die Neuigkeiten des In⸗ und Auslandes 
in der Schnelle und Vollſtändigkeit, wie es den günſtigen 
lokalen Bedingungen eines Berliner Blattes entſpricht. Gleich⸗ 
Bes ſtrebt ſie aber auch die möglichſte Reichhaltigkeit der 
erliner Stadtnachrichten ſelber an und ſteht in dieſer 
Beziehung unter den politiſchen Blättern der Hauptſtadt mit 
in erſter Reihe. Die Entwickelung des wiſſeuſchaftlichen 
Lebens und des gewerblichen Fortſchritts Be fie 
gewiſſenhaft und wird vom nächſten Quartale an dieſelben 
datei auch in größeren Bildern zuſammenfaſſen. Für die 
unterhaltung free in der Regel täglich, ein Feuilleton, 
das mit Sorgfalt ausgewählt ift und auch auf die Leſerinnen 
die gebührende Rückſicht nimmt. Das Theater iſt ſtehende 
Rubrik für Nachrichten und kritiſche Berichte, die Künfte 
und der Handel finden ihre wichtigeren Ereigniſſe regiſtrirt, 
die Berliner Börfennachrichten und die Kours⸗ 
depeſchen Jun täglich e mitgetheilt. Der Gang 
kriegeriſcher Ereigniſſe wird, wie dies ſchon bisher wiederholt 
Balten auch fernerhin durch Karten und Pläne, die dem 
latte unentgeltlich e werden, illuſtrirt. Der Preis 
des Blattes entſpricht den Verbreitungskreiſen, die es ins Auge 
efaßt hat, er beträgt bei allen 25 tanftalten innerhalb des 
reuß. Su u Hefte end a 175 86 oe 855 . 
ſterr.-Deutſchen Po Li . In b 

ce Thlr. 9 Sgr., mare 13 Sgr., wöchentlich 
3 Sgr. incl. Bringerlohn. ER : 
Empfohlen zu gef. Abonnements aufe das am 1. Juli 
1865 beginnende neue Quartal. 


Die 
Mitteldeutſche Volkszeitung, 


(Organ der Fortſchrittspartei) 
int wöchentlich ſechs Mal und bietet entſchieden freiſinnige 
l 5 Kberfichtliche Mittheilung aller in⸗ 
tereſſanten Tages neuigkeiten. Beſprechüngen ge⸗ 
meinnüßiger und nationaler Beſtrebungen, der Ar⸗ 
beiter angelegenheiten 2c. und für die e ihrer 
Leſer und Leſerinnen längere Erzählungen und ein reich 
haltiges Feuilleton. . En N 
Die Mittel deutſche Volkszeitung ift für den geringen 
eis von 24 Sgr. pro Vierteljahr durch alle Poſtämter Sachſens, 
Altenburge ze. zu beziehen. An Orten, welche durch die Eiſen⸗ 
bahn mit Leipzig verbunden ſind, trifft die Zeitung regelmäßig 
am Morgen des Erſcheinens ein. = 
Probenummern find auf Verlangen bei jeder Poſtanſtalt zu 
erhalten. Beſtellungen auf das mit dem 1. Juli beginnende 
dritte Quartal bitten wir bal digſt n und zur Vermei⸗ 
dung der Verwechſelung mit andern Zeitungen den Titel 
eee Volkszeitung in Leipzig“ 
enau zu bezeichnen. , 
a EA AN bei der großen Verbreitung unferer Zeitung 
ſehr wirkſam und werden die Spaltzeile mit nur 8 Pf. (/ Ngr.) 
berechnet. 
Leipzig, im Juni 1865. . 
Exbebikion der Mitteldeutſchen Volks⸗Zeitung. 
Robert Frieſe. - 


„Bürger⸗ und Bauernfreund“ 


beginnt mit dem 1. Juli ein neues Vierteljahr. Er wird in der 
alten Form fortgeſetzt werden, gedruckt bei Fr. Krauſeneck 
n. Sohn in Gumbinnen, redigirt von John Reitenbach⸗ 
Plicken, wird auch in jeder Nummer ein Bild bringen. 
Seine Aufgabe wird es nach wie vor fein, die freifinnigiten 
politiſchen Anſichten in volksthümlicher Sprache zur 
Geltung zu bringen, als Pionier größeren freiſinnigen Blättern 
den Boden im Volke zu bereiten. 

Da wir regelmäßig die Artikel der Provinzial⸗Korreſpondenz und 
der Amtsbl. eingehend beſprechen, wenn's nöthig widerlegen werden, 
erſuchen wir Freunde der Volksfreiheit für weiteſte 
Verbreitung unſeres Blattes thätig fein zu wollen. 

Um zeitige Beſtellung bei den nächſten Poſtämtern mit Ein 
ſendung von 4 Sgr. 6 Pf. für das Vierteljahr bei eigener Ab- 
holung von der Poſt — von 7 Sgr. mit Beſtelgeld auf 
dem Lande frei in's Haus durch den Poſtboten — wird dringend 
gebeten, da bei verſpäteten Beſtellungen oft die erſten Nummern 
nicht nachgeliefert werden können. 

Inſerate finden die weiteſte Verbreitung durch ganz Deutſchland 
und wird die geſpaltene Zeile mit⸗3 Silbergroſchen berechnet. 

ee „Die Herausgeber: 

Büttler- Marienhöhe. Th. Käswurm-Puspern. 


„Die Halberſtädtiſche Zeitung“, 
herausgegeben und redigirt von Dr. Zapp. 
Organ der liberalen Partei in dem Wahlkreiſe „Oſchers⸗ 
ee e e und in dem Fürſten⸗ 
thum Blankenburg. 


Die „Hal berſtädtiſche Zeitung“, welche wöchentlich drei Mal 
erſcheint, bringt eine überſichtliche Zuſammenſtellung der wichtigſten 
politiſchen, kommunalen und ſozialen Nachrichten, beſpricht in all ⸗ 

emein verſtändlichen Leit- und Korreſpondenzartikeln die Tages 
bea en und ſorgt durch ein anſprechendes Feuilleton auch für die 
Unferbaltung ihrer Leſer. 

Indem wir bei dem Ouartalwechſel zum Abonnement ergebeuft 
einladen, bemerken wir zugleich, daß Juſerate durch die Halberſt. 
Zeitung bei dem ausgebreiteten Leſekreiſe derſelben eine weite 
Verbreitung finden. 

Abonnements zu dem Vierteljahrspreiſe von 15 Sgr. 
nehmen ſämmtliche Poſtämter an. 

Inſerate werden mit 1 Sgr. für die hene be n Corpus 
geile oder deren Raum berechnet und für größere ver öfter wieder · 

chrende Annoncen ein bedeutender Rabatt gewährt. 5 

Halberſtadt. Die Redaktion und Expedition 
der Halberſtädtiſchen Zeitung. 


Die Danziger Zeitun 


erſcheint täglich zweimal und wird mit den hier Morgens früh 
und Nachmittags 61a Uhr augen Zügen und Poſten 
verſandt. Der Abondementspress iſt wie bisher für Hieſige 
1 9110 15 Sgr., für Auswärtige (incl. Steuer und Poſt⸗ 
proviſion) 1 Thlr. 20 Sgr. 2. 

Politiſche und volkswirthſchaftliche Leitartikel, Original⸗ 
Sa ea Provinzial⸗ und Local» Nachrichten, tägliche 


epeſchen von der Berliner Börſe und über alle wichtigen 
m en Ereigniſſe; Feuilleton von den beliebten Schrift 
ſtellern Max Ring, Solitaire ar. . 

Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellungen an und bitten wir 
um rechtzeitige Aufgabe derſelben, damit in der regelmäßigen 
Zuſendung keine Unterbrechung geſchieht. R 

Inſerate finden durch die Danziger Seiten Die zweck · 
mäßigfte und weiteſte Verbreitung in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
und den angrenzenden Provinzen. 


Danzig, im Juni 1865. 
m 2 Di Berlagshandlung. | 


W. Kafemann. 


